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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Nationalrat Reynard (sp, VS) hatte im September 2019 sein Postulat «Für einen
erschwinglichen und gut eingespielten öffentlichen Verkehr» eingereicht, welches den
Bundesrat beauftragt, mit einem Bericht die Tarifgestaltung und die Finanzierung des
öffentlichen Verkehrs zu überprüfen und Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Der
Postulant sah «Inkohärenzen in der Tarifgestaltung», welche er als stossend empfand.
Der Bundesrat teilte die Sichtweise Reynards: Er erwarte ein «einfaches, faires,
nachvollziehbares» Tarifsystem und trage gerne mit einem Bericht zur Klärung
diesbezüglicher Fragen bei, schrieb der Bundesrat in seiner kurzen Stellungnahme und
beantragte die Annahme des Postulats. 
Der Nationalrat stimmte dem Postulat in der Wintersession 2019 diskussionslos zu. 1

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
NIKLAUS BIERI

Mittels Postulat forderte Nationalrat Mathias Reynard (sp, VS) den Bundesrat dazu auf,
über die Zugänglichkeit für Menschen mit einer Behinderung zum öffentlichen
Verkehr Bericht zu erstatten. Reynard erläuterte, dass gemäss BehiG der gesamte
öffentliche Verkehr inklusive Bahnhöfen und Haltestellen bis spätestens 2023
behindertengerecht ausgestattet sein müssen. Dieses Ziel werde aber nicht erreicht
werden. Dementsprechend solle zumindest ein Zeitplan erstellt werden, bis wann die
Mängel bei der Zugänglichkeit behoben würden.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulat; dieses wurde in der Herbstsession
2020 stillschweigend angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Dezember 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Für einen erschwinglichen
und gut eingespielten öffentlichen Verkehr» in Erfüllung des gleichnamigen Postulats
Reynard (sp, VS). Im Bericht wurde festgehalten, dass der Kauf eines Billetts für den
öffentlichen Verkehr, auch über mehrere Tarifsysteme hinweg, heute bereits relativ
einfach sei. Für ungeübte Benutzende des ÖV könne das Lösen des richtigen und vor
allem des günstigsten Tickets aber eine Herausforderung darstellen. So könne es in
gewissen Fällen günstiger sein, mehrere Tickets für alle Teilstrecken statt eines
durchgehenden Billetts zu kaufen. Um das System transparenter auszugestalten und die
administrativen Kosten zu senken, möchte der Bundesrat deshalb das Tarifsystem
vereinfachen. Die dafür nötigen Gesetzesanpassungen sollen unter Federführung des
BAV und der Branchenorganisation Alliance SwissPass erarbeitet werden. 3

BERICHT
DATUM: 02.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende März 2023 präsentierte der Bundesrat einen Bericht zur Zugänglichkeit für
Menschen mit einer Behinderung zum öffentlichen Verkehr, wie ihn das
angenommene Postulat Reynard (sp, VS) verlangt hatte. Die Landesregierung prüfte
dazu die barrierefreie Zugänglichkeit in den Bereichen Eisenbahn, Bus, Strassenbahn,
Seilbahn und Schifffahrt mittels einer Umfrage bei den Transportunternehmen und
Haltestelleneigentümern. Hintergrund für das Postulat war das im Jahr 2004 in Kraft
getretene Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG), das eine Frist für
behindertengerechte Anpassungen an Infrastrukturen des öffentlichen Verkehrs von 20
Jahren – also bis Ende 2023 – vorsah. Das BehiG lehnt sich an Bestimmungen in der
Bundesverfassung zu Rechtsgleichheit, zum Diskriminierungsverbot und zu
Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit einer
Behinderung (Art. 8 Abs. 2 und 4 BV) an.

Im Bericht zeigte der Bundesrat einerseits die Fortschritte seit 2004 auf, bedauerte
aber andererseits, «dass die 20-jährige Anpassungsfrist, die der Gesetzgeber den
Unternehmen eingeräumt hat, teilweise erheblich überschritten wird». Gemäss
Bundesrat bestehe derzeit vor allem noch bei den Bushaltestellen sowie teilweise bei
Bahnhöfen Handlungsbedarf. 
Bei den Bushaltestellen seien die Eigentümer – i.d.R. die betroffenen Kantone und
Gemeinden – in der Pflicht, die nötigen Anpassungen vorzunehmen. Gemäss der
Erhebung waren Ende 2021 rund ein Drittel aller Bushaltestellen BehiG-konform

BERICHT
DATUM: 31.03.2023
MARCO ACKERMANN

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



gestaltet, bei rund einem Viertel sei die Verhältnismässigkeit für eine Anpassung nicht
gegeben und bei den restlichen ca. 40 Prozent aller Bushaltestellen schweizweit fehle
noch eine entsprechende Machbarkeitsprüfung. Von den rund 8900 zugelassenen
Linienbussen in der Schweiz erfüllten aber beinahe alle die Anforderungen gemäss dem
BehiG. Bei den Strassenbahnen dürften Ende 2023 rund 66 Prozent der Haltestellen
und 84 Prozent der Fahrzeuge die Vorgaben erfüllen.
Probleme zeigte der Bericht ebenfalls bei den Bahnhöfen auf. Dank der Anpassungen in
grossen und stark frequentierten Bahnhöfen konnten Ende 2021 über 70 Prozent aller
Reisenden von behindertengerechten Umbauten profitieren. Bis Ende 2023 sollen es
82 Prozent sein, erklärte die Landesregierung weiter. Betrachte man jedoch die
einzelnen Bahnhöfe, so erfüllten Ende 2021 erst die Hälfte aller Stationen die Vorgaben
für eine autonome Benützung – bis Ende 2023 dürften es etwas mehr als 60 Prozent
sein. Bei weiteren rund 9 Prozent aller Bahnhöfe sei eine bauliche Anpassung
unverhältnismässig, so der Bundesrat.
Eine bessere Bilanz zog der Bericht bei den Schienenfahrzeugen. Bei den Zügen des
Regionalverkehrs erfüllten Ende 2021 rund 80 Prozent der Fahrzeuge die Vorgaben für
einen autonomen Einstieg für Personen im Rollstuhl bzw. mit Rollator. Bis Ende 2023
werde erwartet, dass die Anzahl nicht-konformer Fahrzeuge im Regionalverkehr auf 6
Prozent schrumpfe. Die grössten Unternehmen (SBB, BLS, SOB und RhB) erfüllten diese
Vorgaben Ende 2021 zu 95 Prozent. Gemäss Bericht werde es im Fernverkehr bis Ende
2023 möglich sein, dass pro Stunde und Richtung mindestens ein Fernverkehrszug mit
autonomer Einstiegsmöglichkeit an einem Fernverkehrsbahnhof halte (Ausnahmen für
Neigezüge von dieser Regel waren möglich). 
Wo Massnahmen nicht zeitgerecht umgesetzt werden könnten oder wo eine bauliche
Anpassung unverhältnismässig erscheine, seien entsprechende
Überbrückungsmassnahmen (kurzfristig) oder Ersatzlösungen (langfristig)
vorzunehmen, wie der Bundesrat schliesslich festhielt. Dazu gehöre etwa die
Hilfestellung durch geschultes Personal, das Ausweichen auf ein alternatives Angebot
oder ein Shuttle-Angebot. Der Branchenverband Alliance SwissPass arbeite derzeit
zusammen mit der SBB daran, ein gesamtschweizerisches System «Assistierte Mobilität
AMO» zu erstellen, das eine «automatisierte Organisation der Hilfestellung» vorsehe.
Mit einer App sollen Menschen mit einer Beeinträchtigung künftig Hilfe anfordern
können. Dies soll dank eines intelligenten Systems bei den entsprechenden
Transportunternehmen automatisch erfolgen und im Falle von Verspätungen neu
koordiniert werden. 

Die AZ-Medien liessen am bundesrätlichen Bericht kein gutes Haar. Von einer
«landesweiten Misere» war im Blatt die Rede, da der Gegenvorschlags zur
Volksinitiative «Gleiche Rechte für Behinderte» nicht ausreichend umgesetzt werde.
Auch der Tages-Anzeiger blies in jenes Horn – von einem «grossen Versäumnis» der in
der Pflicht stehenden Verkehrsunternehmen war in jener Zeitung die Rede. 4

Ein Postulat Reynard (sp, VS) für einen erschwinglichen und gut eingespielten
öffentlichen Verkehr schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2023 im Rahmen
des Berichts über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 ab.
Der Bundesrat hatte im Dezember 2022 einen Bericht in Erfüllung des Vorstosses
veröffentlicht. 5

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN
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